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A. Funktionsweise der Umsatzsteuer 

I. Besteuerungssystem 

(i)  Nationales Recht und Unionsrecht. 

(ii) Indirekte Verbrauchsteuer: Unternehmer ist „Steuer-

einnehmer“ mit Recht auf Vorsteuerabzug. 

(iii) Prinzip der Sollbesteuerung auf Ausgangs- und Ein-

gangsseite (Ausnahme nur § 20 UStG). 

(iv) Pflicht zur Vorfinanzierung der Steuer auf Ausgangs-

umsätze mit „Kreditierung“ von Leistungsbezügen. 

(v) Korrektur auf Ausgangs- und Eingangsseite durch Be-

richtigung gemäß § 17 UStG. 

(vi) Ausnahmetatbestände: Steuerbefreiungen, Steuer-

satzermäßigungen und sonstige Sonderregelungen. 
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II. Soll- und Istbesteuerung 

1. Ausgangsseite  

a) Geltendes Recht: Grundsatz Sollbesteuerung … 

aber: § 20 UStG gestattet Istbesteuerung bei Gesamtum-

satz bis zu 500 T€ (ebenso freiberuflich tätige und 

buchführungsbefreite Unternehmer). 

b) Regelungsmöglichkeiten 

(i) Unionsrechtlich darf Istbesteuerung für bestimmte Grup-

pen von Unternehmern eingeführt werden. 

(ii) Zulässig ist deutliche Erhöhung der Umsatzgrenze oder 

Erweiterung um bestimmte Unternehmen wie z.B. insol-

vente Unternehmen, insolvenzgefährdete Unternehmen 

oder sanierungsbedürfte Unternehmen. 
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2. Eingangsseite 

a) Geltendes Recht 

Sollprinzip gilt ohne Einschränkungen. 

b) Regelungsmöglichkeiten 

Übergang zum Istprinzip bei Unternehmen mit einem Jahres-

umsatz bis zu 2 Mio. € ist unionsrechtlich zulässig. 
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III. Berichtigungen 

1. Nationales Recht: Korrespondenzprinzip  

(i) Berichtigung von Steuer und Vorsteuer: Änderung der 

Bemessungsgrundlage oder z.B. Uneinbringlichkeit. 

(ii) Definition Uneinbringlichkeit: Der Leistende kann bei 

objektiver Betrachtung die Entgeltforderung (ganz o-

der teilweise) jedenfalls auf absehbare Zeit rechtlich 

oder tatsächlich nicht durchsetzen. 

(iii) Nicht: Zahlungsverzug, Insolvenzantrag oder bloße 

Bestellung eines vorläufigen Verwalters.  

(iv) Beispiele: Zahlungseinstellung/Zahlungsunfähigkeit, 

Bestellung eines vorläufigen Insolvenzverwalters mit 

Zustimmungsvorbehalt, Insolvenzeröffnung.  
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2. Unionsrecht 

a) Steuerberichtigung 

(i) Richtlinie schreibt Steuerberichtigung insbesondere 

bei Nichtzahlung vor.  

(ii) Richtlinie erlaubt Abweichung, die das UStG nicht aus-

geübt hat. 

b) Vorsteuerberichtigung 

(i) Nach der Richtlinie hat keine Berichtigung bei Nicht-

zahlung zu erfolgen. 

(ii) Richtlinie erlaubt aber Abweichung, die das UStG aus-

geübt hat. 

3. Folge: Korrespondenzprinzip nur nach dem UStG, 

nicht aber auch nach der Richtlinie.   
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4. Sonderfälle  

a) Forderungsverzicht 

(i) Forderungsverzicht führt zu Steuer- und Vorsteuerbe-

richtigung. 

(ii) Gilt auch für Forderungsverzicht aus privaten Gründen, 

ohne dass es auf die ertragsteuerrechtliche Beurtei-

lung ankommt (BFH v. 28.9.2000 V R 37/98). 

(iii) Kein Anspruch auf Erlass des Steueranspruchs, der 

sich aus Vorsteuerrückforderung ergibt (BFH 

v. 15.9.1983 V R 125/78). 
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b) Rangrücktritt 

(i) Beispiel: Gläubiger darf Befriedigung nur aus künfti-

gen Jahresüberschüssen, die Verlustvorträge überstei-

gen, oder einem Liquidationsüberschuss verlangen. 

(ii) Kriterium: Leistender kann Forderung auf absehbare 

Zeit rechtlich oder tatsächlich durchsetzen. 

c) Novation 

(i) Umwandlung Lieferantenforderung gegen zahlungsfähi-

gen Schuldner in Darlehen: Berichtigung erst mit Darle-

hensverlust (FG Köln v. 14.11.2013, 15 K 2659/10). 

(ii) Folge: Umwandlung selbst führt weder zu Vereinnah-

mung noch zu Berichtigung (str.). 

(iii) Anders u.U. bei Umwandlung in Kapitalbeteiligung.  



9 

 

B. Umsatzsteuer und Sanierung 

I. Vorinsolvenzrechtliches Sanierungsverfahren: 
„Restrukturierungsordnung“ 

(i) Ziel: Sicherung/Wiederherstellung der Bestandsfähig-

keit eines Unternehmens ohne Insolvenzverfahren 

durch „Restrukturierung der Passivseite der Bilanz“. 

(ii) Anwendung im Vorfeld materieller Insolvenz (§§ 17, 

19 InsO); ggf. Suspendierung Insolvenzantragspflicht. 

(iii) Voraussetzung u.U. dass keine Zahlungsrückstände 

gegenüber Fiskus und Sozialversicherungsträgern. 

(iv) Verfahren betrifft Geldkreditgläubiger und greift nicht 

in Arbeitnehmerrechte ein.  

(v) Ggf. „Moratorium“ (Vollstreckungsverbot). 
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(vi) Keine Gesamtverfahren, sondern nur Einbeziehung 

einzelner Gläubiger, in deren Forderungen eingegriffen 

werden kann. 

(vii) Ggf. darf Sanierungsplan Gläubiger nicht 

schlechterstellen als bei Liquidation. 

(viii) Kein überwachtes Verfahren mit besonderen Rechten 

wie etwa Anfechtung; Bestellung eines Sachwalters. 

(ix) Sanierungsverhandlungen und Abstimmung über Sa-

nierungsplan mit minimaler Gerichtsbeteiligung. 

(x) Zwangsbindung dissentierender Geldkreditgläubiger 

und ggf. individueller Vollstreckungsstopp nur ge-

richtlich und nur bei drohender Zahlungsunfähigkeit. 
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II. Problemstellungen 

1. Vorsteuerberichtigung 

(i) Das sanierungsbedürftige Unternehmen mit Recht auf 

Vorsteuerabzug hat den Vorsteuerabzug aus nicht be-

zahlten Eingangsleistungen in Anspruch genommen. 

(ii) Umstände in Bezug auf die Durchsetzung und den Be-

stand der Gläubigerforderung (für die Eingangsleistun-

gen) können zu Vorsteuerberichtigung führen. 

(iii) UStG sieht korrespondierende Berichtigung von Steuer 

und Vorsteuer vor. 

2. Einbeziehung des Fiskus für Steueransprüche 
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2. Vorsteuerberichtigung 

a) Geltendes Recht 

(i) Sanierungsgericht erlässt Moratorium mit Aus-

setzung von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen: 

Berichtigung gemäß § 17 UStG nach derzeitiger 

Rechtslage im Umsatzsteuerrecht wohl zwingend. 

(ii) Keine Zwangsbindung widersprechender Gläubi-

ger: Sanierungsverfahren führt eher nicht zu einem 

eigenständigen Berichtigungsgrund.  

(iii) Umgehungsstrategie Novation ? 
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b) Änderung im UStG ? 

(i) Ausübung der nach der Richtlinie bestehenden Er-

mächtigung, auf eine Vorsteuerberichtigung bei Nicht-

zahlung für den Fall 

- der Nichtzahlung allgemein oder  

- des Sanierungsverfahrens und/oder  

- des Insolvenzverfahren  

zu verzichten. 

(ii) Bedeutung der Ermächtigung allerdings nicht eindeu-

tig. 
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3. Einbeziehung des Fiskus 

EuGH-Urteil Degano Trasporti (v. 7.4.2016, C-546/14): 

Die A-Srl. beantragt aufgrund wirtschaftlicher Schwierig-

keiten die Zulassung zu einem Vergleichsverfahren, mit 

dem sie die Liquidation ihres Vermögens zur Gläubigerbe-

friedigung bezweckt.  

Die Gläubiger, zu denen auch der Fiskus in Bezug auf Um-

satzsteueransprüche gehört, könnten im Fall eines Insol-

venzverfahrens keine vollständige Befriedigung erlangen. 
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EuGH-Urteil Degano Trasporti (v. 7.4.2016, C-546/14): 

Art. 4 Abs. 3 EUV sowie Art. 2, Art. 250 Abs. 1 und Art. 273 

MwStSystRL  

stehen nationalen Rechtsvorschriften nicht entgegen, 

nach denen ein insolventes Unternehmen, um seine 

Schulden durch die Liquidation seines Vermögens zu til-

gen, ein Gericht mit einem Antrag auf Eröffnung eines 

Vergleichsverfahrens anrufen kann, in dem es nur 
eine teilweise Befriedigung einer Mehrwertsteuer-

schuld vorschlägt und hierfür durch ein Gutachten eines 

unabhängigen Sachverständigen nachweist, dass im Fall 

des Konkurses keine höhere Begleichung dieser 

Mehrwertsteuerschuld erzielt würde.  
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C. Fazit 

(i) Forderungsverlust und Forderungsausfall führen zu 

Lasten des Schuldners zur Vorsteuerberichtigung und 

für den Gläubiger zur Steuerberichtigung. 

(ii) Diese Rechtsfolgen träten in einem Sanierungsverfah-

ren zumindest bei einem Zahlungsmoratorium ein. 

(iii) Ausweichgestaltungen fragwürdig. 

(iv) Abweichende Reglung unionsrechtlich zulässig. 

(v)  Einbeziehung des Fiskus als Gläubiger denkbar. 

 


